
3. Die Gerichte der Deutschen Demokratischen Re­
publik werden besonders berücksichtigen müssen, daß 
für bestimmte Verbrechen wegen ihrer großen Gesell­
schaftsgefährlichkeit vom Gesetzgeber aus wohlerwoge­
nen Gründen erhebliche Mindeststrafen festgesetzt 
worden sind. Eine unmittelbar oder sehr bald einer 
Verurteilung aus diesen Gesetzen folgende Strafaus­
setzung kann sogar eine Umgehung der vom Gesetz­
geber gewollten Folge der Gesetzesverletzung sein und 
selbst eine Verletzung dieses Gesetzes durch das Ge­
richt darstellen. Sie dient nicht der Festigung der demo­
kratischen Staatsmacht, macht dem Schuldigen die Ge­
fährlichkeit und Schwere seines Verbrechens nicht deut­
lich und kann die Wirkung des Gesetzes auf andere 
Bürger, deren gesellschaftliches Bewußtsein ebenfalls 
noch nicht genügend entwickelt ist, vereiteln.

Das Gesetz verlangt zwar die Verbüßung eines be­
stimmten Teils der Strafe nur im Falle des § 346 Abs. 2 
StPO, das heißt bei Strafen, die sechs Jahre Freiheits­
entziehung übersteigen. Dieser Grundsatz muß jedoch 
in der Regel auch dann Richtschnur für die Entschei­
dung sein, wenn es sich um Verurteilungen wegen 
solcher Verbrechen handelt, für die eine erhebliche 
Mindeststrafe angedroht ist, und die Strafe weniger 
als sechs Jahre Freiheitsentziehung beträgt. Soll von 
diesem Grundsatz abgewichen werden, müssen ganz 
besondere Gründe die Entscheidung rechtfertigen. Ist 
nur auf die gesetzliche Mindeststrafe erkannt, müssen 
besonders strenge Maßstäbe angelegt werden.

4. Die Gerichte der Deutschen Demokratischen Re­
publik müssen beachten, daß die bedingte Strafaus­
setzung des § 346 StPO weder mit der früheren Be­
willigung von Bewährungsfrist etwas zu tun hat, noch 
eine Gnadenmaßnahme ist. Sie ist vielmehr eine be­
sondere, an bestimmte gesetzliche Voraussetzungen 
geknüpfte Maßnahme der Strafvollstreckung.

Diese Voraussetzungen sind im einzelnen: das Vor­
leben und die Persönlichkeit des Verurteilten, die Um­
stände des Verbrechens und die Erwartung künftigen 
verantwortungsbewußten Verhaltens.

Als Umstände des Verbrechens sind dabei im we­
sentlichen die Art des Verbrechens, der Grad seiner 
Gesellschaftsgefährlichkeit, die Größe des eingetretenen 
oder möglichen Schadens, die Motive des Verbrechens 
und seine Begehungsform zu berücksichtigen. Es han­
delt sich dabei also im allgemeinen um die Umstände, 
die mildernd oder erschwerend schon bei der Straf­
zumessung zu beachten sind.

Darüber hinaus müssen aber auch in der Person des 
Verurteilten liegende Voraussetzungen gegeben sein. 
Hier können über die gebotenen oder zulässigen Er­
wägungen bei der Strafzumessung hinausgehend in 
besonderen Fällen auch Gesichtspunkte herangezogen 
werden, die mit der Gesellschaftsgefährlichkeit des 
Verurteilten im Hinblick auf das begangene Verbrechen 
nicht unmittelbar im Zusammenhang stehen. Dabei 
wird es sich insbesondere um die Stellung des Ver­
urteilten im gesellschaftlichen Leben vor der Bestra­
fung, seine Stellung in der Familie, seine moralischen 

• Anschauungen, seine Lebensführung und die von ihm 
im Strafvollzug bewiesene Reue handeln können. 
Keinesfalls genügt allein der Hinweis auf die Tat­
sache, daß der Verurteilte nicht vorbestraft ist. Nicht 
weniger sorgfältig ist zu prüfen, ob zu erwarten ist, 
daß der Verurteilte in Zukunft seine Pflichten als 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik ge­
wissenhaft erfüllen wird. Bei der Prüfung dieser Frage 
wird es neben den in der Person des Verurteilten 
liegenden Voraussetzungen wesentlich auf sein Ver­
halten während der Dauer der bereits verbüßten Strafe, 
seine Einstellung zur Gemeinschaft in der Vollzugs­
anstalt und seine Einsicht in die Verwerflichkeit der 
Tat, die zu seiner Verurteilung geführt hat, und darauf 
ankommen, in welcher Umgebung und in welchen 
Verhältnissen er in Zukunft leben wird.

Eine bedingte Strafaussetzung kann also nur er­
folgen, wenn diese in § 346 Abs. 1 Buchst, a und b 
StPO aufgeführten Voraussetzungen entsprechend den 
gegebenen Hinweisen geprüft und als erfüllt festgestellt 
sind; dagegen ist das Vorliegen anderer Voraussetzun­
gen nicht zu prüfen. Daraus ergibt sich, daß Beschlüsse 
über bedingte Strafaussetzung sorgfältig auf den Ein­
zelfall bezugnehmend begründet sein müssen. Die Ver­

wendung von vorgedruckten Formularen, die nur eine 
abstrakte Aufzählung der gesetzlichen Voraussetzungen 
enthalten, ist unzulässig. Besonderes Gewicht ist auf 
die Beachtung des § 346 Abs. 3 StPO zu legen, nach 
dem dem Verurteilten die Wiedergutmachung des von 
ihm verursachten materiellen Schadens auferlegt wer­
den soll. Unzulässig sind dagegen vom Gesetz nicht 
vorgesehene Auflagen irgendwelcher Art, z. B. Geld­
bußen oder besondere Arbeitsverpflichtungen.

5. Die Gerichte der Deutschen Demokratischen Re­
publik werden weiter darauf hingewiesen, daß die 
gewissenhafte Prüfung der Voraussetzungen der be­
dingten Strafaussetzung nur im Zusammenwirken mit 
allen am Verfahren beteiligten Stellen erfolgen kann; 
so ist stets die Stellungnahme des zuständigen Staats­
anwalts und, falls bereits ein Teil der Strafe verbüßt 
ist, auch die aller Anstaltsleiter, deren Aufsicht der 
Verurteilte anvertraut war, über den Staatsanwalt ein­
zuholen.

6. Beschlüsse nach § 346 StPO werden von dem 
Gericht erster Instanz erlassen, und zwar als Be­
schlüsse außerhalb der Hauptverhandlung vom Vor­
sitzenden allein (§§ 43 Abs. 2, 51 Abs. 1 Satz 2 StPO). 
Dieses Verfahren ist nach § 350 StPO ein Verfahren 
vor dem Gericht erster Instanz, gegen dessen Entschei­
dung, soweit es ihrem Inhalte nach denkbar ist, Be­
schwerde gemäß § 296 StPO erhoben werden kann.

Insoweit sind auch die Entscheidungen des Obersten 
Gerichts in der Strafsache gegen L. — la Wst 1/53 — 
und in der Strafsache gegen K. — 2 Wst III 13/53 — 
unrichtig, als dort uneingeschränkt angenommen wird, 
daß die in der Strafvollstreckung ergangenen Ent­
scheidungen nur im Wege der Kassation beseitigt 
werden können.

Dabei müssen die Gerichte jedoch beachten, daß dem 
Verurteilten kein Recht zusteht, eine Maßnahme nach 
§ 346 StPO zu beantragen — ein Beschluß des Gerichts 
daher nicht auf seinen Antrag ergeht—, und ihm in­
folgedessen bei Nichtgewährung der bedingten Straf­
aussetzung kein Beschwerderecht zusteht. Darauf hin­
zuweisen ist aber, daß in jedem Falle der Staatsanwalt, 
der kraft Gesetzes gehört werden muß, gegen eine 
Entscheidung nach § 346 StPO das Beschwerderecht hat.

7. Die Gerichte der Deutschen Demokratischen Re­
publik werden darauf hingewiesen, daß zur Gewähr­
leistung des Beschwerderechts es notwendig ist, bei 
der Beschlußfassung über bedingte Strafaussetzung den 
Eintritt ihrer Wirksamkeit zeitlich angemessen zu be­
stimmen. Dem wird in der Regel eine Frist von etwa 
zwei Wochen nach der Beschlußfassung entsprechen.

Der Beschluß ist dem Staatsanwalt zuzustellen. Die 
Mitteilung an den Verurteilten erfolgt über den Staats­
anwalt, da er die Aufsicht über die Vollstreckung führt.

II. Entscheidungen 
des Obersten Gerichts

Zivilrecht und Familienrecht
§§ 917, 918 BGB; Art. 22, 24 der Verfassung.
Die nachbarrechtlichen Bestimmungen des BGB 

dürfen nicht in formaler Weise, entsprechend der dem 
BGB zugrunde liegenden Rechtsanschauung eines in 
seiner Herrschaft über die Sache grundsätzlich unbe­
schränkten Eigentums, sondern müssen nach ihrem 
neuen Inhalt, den sie insbesondere durch die Art. 22 
und 24 der Verfassung erhalten haben, angewandt 
werden.

OG, Urt. vom 10. März 1953 — 1 Zz 10/53.
Der Vater der Klägerin 1st Eigentümer eines Grundstücks, 

das durch ein nördlich angrenzendes, einer Frau G. gehöriges 
Grundstück von der Verbindung mit einem öffentlichen Weg 
getrennt wird und auch sonst keine Verbindung mit einem 
öffentlichen Weg oder einer öffentlichen Straße besitzt. Durch 
einen am 6. Mai 1905 abgeschlossenen gerichtlichen Vergleich 
ist das G’sche Grundstück zugunsten des dem Vater der Klä­
gerin gehörigen Grundstücks mit einem beschränkten Uber­
fahrtsrecht belastet worden. Danach steht es den Besitzern 
des begünstigten Grundstücks jederzeit frei, für sich, ihre 
Familienangehörigen, Dienstleute und Tagelöhner einen über 
das G’sche Grundstück führenden Weg zu benutzen. Wollen 
andere Personen die Überfahrt benutzen, so ist die vorherige 
Genehmigung des Eigentümers des belasteten Grundstücks 
erforderlich.
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